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Bundesverfassungsgericht: Maaßen
warnt vor gefährlichen Änderungen der

Ampel
Bundesregierung plant Verfassungsänderung, kritisiert von

Hans Georg Maaßen: &quot;Axt an der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung&quot;.

Die Auswirkungen geplanter
Verfassungsänderungen auf die politische
Landschaft

Berlin (ots)

Aktuell beabsichtigt die Bundesregierung, weitreichende
Veränderungen am Bundesverfassungsgericht vorzunehmen.
Diese geplanten Maßnahmen, die als Schutz vor dem Einfluss
sogenannter „falscher“ Parteien interpretiert werden, werfen
grundlegende Fragen zur politischen Gerechtigkeit und zur
Freiheitlichkeit des deutschen Rechtsstaates auf.

Wer steht im Fokus?

Im Zentrum der Debatte steht Hans Georg Maaßen,
Bundesvorsitzender der WerteUnion. Er äußert Bedenken über
die demokratischen Grundsätze, die die Bundesregierung mit
ihren Maßnahmen gefährden könnte. Maaßen sieht in den
angestrebten Änderungen eine Bedrohung für die Stabilität des
politischen Systems in Deutschland und kritisiert, dass die
geplanten Regelungen eine „Axt an eine tragende Säule der



freiheitlich-demokratischen Grundordnung“ legen.

Was wurde geplant?

Das Kernstück der Reformen betrifft die Wahl und Organisation
der Verfassungsrichter. Der Vorschlag sieht vor, dass eine
Zweidrittelmehrheit im Bundestag erforderlich sein soll, um
Änderungen in der Richterwahl zu verabschieden. Dies könnte,
so Maaßen, künftig den Einfluss von Parteien, die nicht dem
aktuellen politischen Mainstream angehören, erheblich
einschränken. Er argumentiert, dass dies eine Form der
Diskriminierung darstellt und die Rechte bestimmter Parteien
vorenthalten würde.

Wo und wann finden diese Änderungen
statt?

Die Änderungen am Bundesverfassungsgericht sind für die Zeit
nach der nächsten Bundestagswahl vorgesehen, die im
nächsten Jahr stattfindet. Die rechtlichen Rahmenbedingungen,
die die aktuellen Vorschläge unterstützen, sind bereits in der
Diskussion im Bundestag.

Warum ist das von Bedeutung?

Die angestrebten Änderungen könnten weitreichende
Konsequenzen für die zukünftige Rechtsprechung in
Deutschland haben. Maaßen beschreibt die Maßnahmen als
verfassungsfeindlich, da sie den Grundsatz der Gleichheit aller
Parteien verletzen würden. Die Frage der Legitimität bei der
Richterwahl ist von zentraler Bedeutung, da die Unabhängigkeit
der Justiz für die Demokratie unerlässlich ist.

Folgen für die Demokratie

Ein weiterer Punkt, den Maaßen anspricht, betrifft die
potenziellen Konsequenzen für die politische Kultur. Mit der



Schaffung von „Brandmauern“ gegen bestimmte Parteien
könnte ein gefährliches Klima der Ausgrenzung und
Einschüchterung entstehen. Der Umgang mit der AfD wird als
Beispiel angeführt, wo Maaßen von einer gezielten Isolation
spricht, die langfristig schädlich für die demokratische Debatte
sein könnte.

Schlussfolgerung

Die Pläne der Bundesregierung zur Reform des
Bundesverfassungsgerichts sind mehr als nur technische
Anpassungen; sie berühren tiefgreifende Fragen nach der
Integrität des politischen Systems und dem Umgang der
etablierten Parteien mit ihren Mitbewerbern. Es bleibt
abzuwarten, wie sich die politische Diskussion entwickelt und
welche Rolle die Öffentlichkeit dabei spielt, um die Grundwerte
der Demokratie zu schützen.
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